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Weinmann: Auch erfolgreiches Streaming muss unbürokratisch möglich
bleiben

Regelungen des Medienstaatsvertrages müssen auf den Prüfstand

Die Tatsache, dass die ersten Online-Streamer mit besonders großer Reichweite aufgefordert werden,
eine Rundfunklizenz zu erwerben und damit einer Zulassung nach den Vorgaben des
Medienstaatsvertrages bedürfen, kommentiert der rechtspolitische Sprecher und stellvertretende
Fraktionsvorsitzende der FDP/DVP Fraktion Nico Weinmann:

„Im letzten Jahr haben die Landesparlamente einen neuen Medienstaatsvertrag ratifiziert, der den
bisherigen Rundfunkstaatsvertrag ablöst. Dadurch soll den Anforderungen der digitalen Medien besser
Rechnung getragen werden. Das gilt auch für Streamer, die jetzt nicht mehr per se Gefahr laufen, eine
Rundfunklizenz zu benötigen. Wenn jetzt Streamer mit mehr als 20.000 durchschnittlichen Zuschauern
aber unmittelbar einer Zulassung bedürfen, sodass sie zusätzlicher Kosten, Regulierung und Aufsicht
unterliegen, wirft das Probleme auf, die geklärt werden müssen. Nur weil ein Streamer besonders
erfolgreich ist und im Durschnitt mehr als 20.000 Zuschauer hat, sollte das nicht automatisch zu harten
Einschnitten durch eine Rundfunklizenz führen. Zumal, wie teilweise bereits praktiziert wird, durch das
zusätzliche Streamen von deutlich reichweitenärmeren Wiederholungen, die durchschnittliche
Zuschauerzahl reduziert werden kann, sodass diese Zahlen nicht gerade repräsentativ sind.

Die Tatsache, dass Jugendschutzvorgaben offenbar erst bei Überschreiten dieser Marke besonders
berücksichtigt werden, macht den Bedarf nach einer Überprüfung der Regelungen des
Medienstaatsvertrages auch an dieser Stelle deutlich. Die Vorgaben müssen den individuellen Eigenarten
der Plattformen und Inhalte gerecht werden, um nicht zum Hemmschuh der digitalen Medien zu werden.
Für uns war von Anfang an klar, dass der neue Medienstaatsvertrag noch nicht perfekt ist. An den Stellen,
an denen sich jetzt Problemfelder auftun, muss dann auch entsprechend nachgebessert werden. Wir
werden daher die Möglichkeiten für konkrete Anpassungen, die zu einer interessengerechten Lösung
führen, in einem Antrag an die Landesregierung thematisieren.“

 


